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(Überarbeitete Fassung des Referates auf einer Diskussionsveranstaltung in Berlin-Schöneberg)

Bei EU-Diskussionen wirkt im Hintergrund immer etwas mit, was mit einem rechtsphilosophischen Begriff  als die normative Kraft  des Faktischen bezeichnet wird. Das gilt auch für Diskussionen, die von Linken zu diesem Thema geführt werden. Die EU hat sich uns als etwas so Unumstößliches, Mächtiges, Unverrückbares eingeprägt, dass es – auch in der jetzigen Krisensituation – ungeheuer schwierig ist, sich eine fortschrittliche Alternative zu diesem monströsen Gebilde vorzustellen. Und noch schwieriger ist es, auch nur Ansätze für eine Strategie zu finden, die über die EU hinausweist, die  im Interesse der arbeitenden Menschen ist und die in der Lage ist, relevante Teile der Bevölkerung zu mobilisieren.

Was die Leute von der EU halten
Wir können als steirische KPÖ auf unsere im Landesprogramm niedergelegte Analyse der EU und ihrer Stellung im Gefüge des kapitalistischen Gesellschaftssystems hinweisen. Eine Bewegung, die sich explizit um unsere wichtigsten Forderungen in diesem Zusammenhang gruppiert, existiert aber höchstens in Ansätzen. Auch der Linzer Solidarwerkstatt ist dies trotz beharrlicher Versuche  bisher nicht gelungen. 

Dabei ist die Haltung großer Teile der Bevölkerung von einer spontanen und auf konkrete Erfahrungen gestützen Ablehnung der EU und ihrer Institutionen geprägt. Das zeigt auch das von der EU-Kommission am 14. Februar veröffentlichte Eurobarometer. 80% der österreichischen 

Befragten stellen fest, dass die EU in erster Linie für die Sparprogramme in Europa 

verantwortlich ist. 34 Prozent verbinden mit der EU ein negatives Bild,  lediglich 25 Prozent ein positives. In den letzten  zehn Jahren ist der Anteil an Menschen, die ein positives Bild der EU haben, um 5 Prozentpunkte gesunken, der Anteil jener, die ein negatives Image haben, hingegen um 8 Prozentpunkte gestiegen. 42 Prozent der Befragten stimmen der  Aussage zu, dass Österreich ohne die EU besser für die Zukunft gerüstet wäre.

Eigentlich wäre das der Boden für eine massenwirksame fortschrittliche Bewegung, für die auch die Forderung nach einem Austritt Österreichs aus der EU kein Tabu ist. Die Wirklichkeit sieht aber leider anders aus.

Die Produzentin sozialer Regression
Dazu trägt auch bei, dass die meisten Bewegungen, die in der Tradition der Arbeiterbewegung stehen und auch die Grünen alles tun, um in der medialen Öffentlichkeit nicht als angeblich europafeindlich zu erscheinen.

Bezeichnend ist folgender Vorgang: In einem Entwurf zum Wahlprogramm der Linken in Deutschland wurde festgestellt, dass  EU  eine"neoliberale, militaristische und weithin undemokratische Macht" ist. Nach einer konzertierten Aktion von Medien und aus den Reihen der Partei selbst wurde dieser Abschnitt zurückgezogen und durch die Behauptung ersetzt, dass es möglich wäre, durch eine linke Mehrheit im EU-Parlament die EU wieder auf einen sozial und demokratisch verträglichen Weg zu bringen.

Wie sehen aber die Tatsachen aus? Die EU zwingt in ihren Verträgen  und in vielen Beschlüssen, allen Mitgliedstaaten eine Politik des Sozialabbaus und des Zurückdrängens demokratischer Rechte auf. Und es ist nahezu unmöglich, eine grundlegende Veränderung ihrer Struktur und ihrer Ziele auf parlamentarisch-demokratischem Weg zu erreichen. Die untergeordnete Rolle des EU-Parlaments ist nur ein Symptom dafür. Selbst die EU-Linkspartei hat auf ihrem Kongress im Dezember 2013 festgestellt, dass sich  „die EU mehr und mehr auf einen autoritären Verwalter und Produzenten sozialer Regression reduziert, der jede Idee von Solidarität und europäischer Gerechtigkeit bedroht“. Es fragt sich nur, ob diese Rolle nicht von Anfang an in der Konstruktion der EU angelegt war und im Versuch der Krisenbewältigung auf reaktionäre Weise  nur noch deutlicher zum Vorschein kommt. Die „europäischen Werte“ von denen in den Werbedurchsagen der EU-Befürworter immer die Rede ist, werden nämlich auf einen einzigen – universellen – Wert – reduziert. Das ist der Maximalprofit. 

Das ist auch der Kern der EU. Als Bündnis imperialistischer Nationalstaaten, das anstrebt, ein supranationaler Gegenspieler von USA, China und Japan zu werden, ist die EU so konstruiert, dass sie demokratischer Mitsprache der Bevölkerung weitgehend entzogen ist. Geradezu beispielhaft konnte man das während der zugespitzten Eurokrise sehen. Wichtigste Entscheidungen, die uns alle treffen, sind in Nacht- und Nebelaktionen, unter äußerster Geheimhaltung und ohne Mitbestimmung parlamentarischer Institutionen getroffen worden.
Der wichtigste Unterschied
Diese Analyse wird mittlerweile allgemein geteilt. In der Kritik an konkreter EU-Politik gibt es auch die geringsten Unterschiede in den Positionen zwischen uns (damit meine ich die steirische KPÖ und andere fortschrittliche Parteien) und den Kräften, die in der EU-Linkspartei versammelt sind. Entscheidend ist etwas anderes. Welche Schlussfolgerungen zieht man aus dieser Analyse?

Setzt man – trotz all dieser Tatsachen – auf eine Reform und Veränderung der EU von innen her oder versucht man, Schritte zu setzen, die darüber hinausweisen?

Das ist der wichtigste Unterschied. Das zeigt sich deutlich anhand  eines  Aufsatzes von Walter Baier, Elisabeth Gauthier und  Haris Golemis, der sich „Strategische Überlegungen über Europa“ nennt. Darin wird darüber nachgedacht, wie sich die EU demokratisch machen lassen könnte und dergleichen mehr. Eingebettet ist dies in eine nahezu klassenkämpferisch anmutende Beschreibung der Entwicklung im Laufe der letzten Jahre. Gleichzeitig werden alle Schritte, die über die EU hinausweisen könnten, abgelehnt oder als rückwärtsgewandt abgetan.

 Aus Angst davor, dass nach dem – mehr oder weniger – aufgeklärten Absolutismus der jetzigen EU bei einer Verschärfung der Krise sehr ungemütliche Zustände auf uns zukommen könnten, beschränkt man sich auf Reformvorschläge genau in jenem  Rahmen, der von oben vorgegeben wird. Das fesselt die Kräfte, die eine derartige Strategie für Europa vorschlagen, an die herrschende Oligarchie, macht sie vollends zu einer loyalen Opposition im Rahmen der gegebenen Verhältnisse. Dabei sind die Möglichkeiten für einen systemimmanenten Ausweg in Richtung „soziales Europa“ von Jahr zu Jahr schlechter geworden, weil die Herrschenden ganz konsequent den Weg in postdemokratische Verhältnisse beschreiten.  

Und man denkt nicht einmal darüber nach, dass die EU und ihre Entwicklung zu den wichtigsten Ursachen des Aufstiegs von Neofaschismus, Rechtspopulismus und Nationalismus in Europa gehören. Man macht sich viele Gedanken über die EU-Parlamentswahlen, obwohl sie in der Entwicklung der Krise nur eine sehr geringe Rolle spielen werden. Viel entscheidender ist, was sich nach diesen Wahlen in der EU abspielen wird. Und das wird sich nicht so sehr im Parlament abspielen.
Zwei Kunstgriffe
Um eine konsequente Kritik an dieser Haltung abzuwehren, die in der EU-Linkspartei, bei der KPÖ und auch Bündnis „Europa anders“ vorherrscht, das bei der EU-Parlamentswahl in Österreich kandidieren will, verwendet man mit Vorliebe zwei Kunstgriffe:

1.: Wir hören immer wieder, dass es in der EU-Diskussion kein „Zurück zum Nationalstaat geben dürfe“ und dass nationalstaatliche Lösungen ausgedient hätten. Damit wird die Position, die auch von der steirischen KPÖ  vertreten wird, verächtlich gemacht, nämlich, dass die entscheidenden Kämpfe für soziale Rechte und für Demokratie an der Basis ausgefochten werden und dass der Rahmen dieser Kämpfe heute und in absehbarer Zeit der Nationalstaat ist. Die EU ist ganz bewusst so konstruiert worden, dass der Wille der Völker ihre Beschlüsse kaum beeinflussen kann.

Aber die Behauptung, dass die Nationalstaaten ausgedient hätten, ist auch global gesehen grundfalsch. Nur ein Gedanke: Mit dem Ausbau der EU zu einem supranationalen Gebilde sollen die Konzerne  der EU fit für die Auseinandersetzung mit den USA, mit Japan oder mit China gemacht werden. Das sind aber Nationalstaaten, die nicht im Traum daran denken, auf diesen Status zu verzichten, und die ihre Bevölkerungen tagtäglich mit Nationalstolz impfen wollen. Hinter den oben erwähnten Aussagen steckt nämlich etwas anderes. Die Menschen in den Mitgliedsstaaten sollen mit dem Heruntermachen ihrer Heimat davon abgehalten werden, ihre eigenen Interessen gegenüber der EU zu vertreten, die von ihnen als eine fremde Macht empfunden wird. Bei Linken fällt diese Argumentation auf einen besonders fruchtbaren Boden, weil sie sich als Internationalisten begreifen. Die Negation der eigenen Basis ist aber ein falsch verstandener Internationalismus und kann sehr negative Folgen haben. 

2.: Gefährlicher als der Nationalismus von Menschen, die sich als hilflos gegenüber der geballten Macht von Konzernen und EU-Institutionen sehen, ist etwas anderes: Der EU-Chauvinismus. Diese ideologische Konstruktion will den Menschen suggerieren, dass man als Europäer etwas Besseres wäre als alle  anderen. Hinter dem Gerede von den „Europäischen Werten“ steckt genau das. Humanismus, Demokratie und soziale Verantwortung sind aber universelle Werte. Ein „europäischer“ Wert grenzt aus. Unser Bundeskanzler Faymann lässt sich seit einiger Zeit als „glühender Europäer“  bezeichnen. Unwidersprochen. Wenn wir aber lesen würde,  jemand sei ein „glühender Asiate“, dann würde uns das seltsam vorkommen.

Es wäre sehr  wichtig, dass die gesamte fortschrittliche Bewegung Stellung gegen diesen Eurochauvinismus bezieht, der – wenn er sich durchsetzt – ganz negative Folgen für das Massenbewusstsein in unseren Ländern haben kann. Hier müssen wir den Kampf aufnehmen und – auch durch praktische Arbeit – nachweisen, dass nur eine zielgerichtete und massenverbundene Arbeit im eigenen Land den chauvinistischen und fremdenfeindlichen Rechtskräften den Boden entziehen kann.  

EU-Wahlen kommen und gehen
Wenn  man die fortschrittlichen Kräfte in der EU betrachtet gibt es bei diesen – grob gesprochen- zwei Sichtweisen: EU-Reformismus und grundsätzliche Ablehnung der EU als Machtapparat des finanzgetriebenen Kapitalismus in Europa. 

Meiner Ansicht nach ist das kein Hindernis für die Zusammenarbeit von Kommunisten mit reformistischen Kräften in konkreten Fragen. Wenn jemand eine Politik ablehnt, die Banken auf Kosten der Steuerzahler rettet, eine Politik, die Vermögenssteuern verspricht, jedoch nicht einführt, die Menschen vor Lampedusa ertrinken lässt und gleichzeitig die Unionsbürgerschaft an Reiche verkauft, dann ist eine Zusammenarbeit möglich, auch auf wahlpolitischer Ebene. Besonders wichtig ist dabei eine prinzipielle Ablehnung des in aller Verschwiegenheit verhandelten Freihandelsabkommens zwischen EU und USA, das die demokratischen Rechte zugunsten der Konzerne noch weiter beschneiden will.
Deshalb setzen wir in der Steiermark dem entstehenden  Wahlbündnis von Bundes-KPÖ, Piratenpartei und dem linksliberalen EU-Parlamentarier Martin Ehrenhauser für die EU-Wahl keinen Widerstand entgegen. Wir hätten uns aber eine Bewegung gewünscht, die vor den Verbotstafeln nicht haltmacht, die von den Mächtigen in der EU und in Österreich aufgestellt werden.  Für die steirische KPÖ ist der Austritt aus EU und Euro nämlich kein Tabu. In den Jahren der Krise hat sich unsere Losung „Die EU kommt uns zu teuer“ in für viele Menschen schmerzlicher Weise als richtig herausgestellt. Wer immer wieder beweisen will, dass er proeuropäisch ist und sich von EU-Gegnern abgrenzen will, der tappt in eine Falle, wenn er nicht ohnehin mit dieser Haltung ein strategisches Ziel verfolgt, das für die Herrschenden als kompatibel mit ihren Vorstellungen erscheint.
Es gibt noch einen Punkt, der bei der Bewegung „Europa anders“ viel zu kurz kommt: Es wäre notwendig, einen Schwerpunkt der Agitation auf den Sozialabbau in Österreich zu legen und den Zusammenhang zwischen Bankenrettungspaketen, Sozialabbau und den Vorgaben der EU aufzuzeigen. Die EU-Parlamentswahl kann zur ersten Abrechnung mit Faymann und Spindelegger werden. Die politischen Verhältnisse in unserem Land kommen ins Rutschen. Es wäre nicht gut, wenn Proteststimmen am 25. Mai ausschließlich der FP und der EU-hörigen Partei NEOS zugutekommen. Die steirische KPÖ sieht die Europawahl am 25. Mai 2014 in engem Zusammenhang mit der gesellschaftlichen und politischen Entwicklung in unserem Land. .
Inhaltlicher Schwerpunkt unseres Auftretens in der Steiermark wird im Vorfeld der EU-Wahl die Kritik an Belastungspolitik, an Sozialabbau und Entdemokratisierung in Österreich und in unserem Bundesland sein. 
Die EU-Parlamentswahlen kommen und gehen, die konsequente Kritik an der EU bleibt eine Notwendigkeit. Besonders wichtig ist aber, dass jene Kräfte, die keine Illusionen über die EU verbreiten, in Österreich und grenzübergreifend zusammenarbeiten.

Denn wir können uns, was die Entwicklung der EU betrifft, auf noch so manche Überraschungen gefasst machen. 

Auch Riesen können stolpern
Zu Beginn dieses Aufsatzes wurde mit der normativen Kraft des Faktischen argumentiert und gesagt, dass die EU eine erdrückende Übermacht darstellt. Man muss aber alle Dinge in ihrem inneren Zusammenhang und in ihrer Entwicklung betrachten.

Als Österreicher kommt mir (nicht erst heuer) immer Österreich-Ungarn in den Sinn, wenn ich die EU betrachte. Damals hat es in einem großen Teil Europas einen Binnenmarkt und eine gemeinsame Währung gegeben. Auch Reise- und Niederlassungsfreiheit war dort gegeben, allerdings nur, wenn man vermögend war. Mittellose Personen wurden gnadenlos an den Heimatort abgeschoben – beispielsweise in Siebenbürgen, das im heutigen Rumänien liegt. Auch die Institutionen der Doppelmonarchie waren ähnlich kompliziert eingerichtet wie die EU-Gremien. Deshalb wurde wirklich Wichtiges an den Parlamenten vorbei und im Einvernehmen mit den mächtigen Banken entschieden.

Nach zu Beginn des Jahres 1914 dachte kaum jemand über diesen Zustand hinaus. Die Austromarxisten veröffentlichten ihre konstruktiven Reformvorschläge für eine demokratische und soziale Entwicklung der Donaumonarchie. Lediglich eine als ultralinks bezeichnete  Gruppierung, die Bolschewiki, hatte eine radikalere Haltung und sprach vom Selbstbestimmungsrecht der Nationen. Sie wurden aber von den seriösen Vertretern der Sozialdemokratie nicht ernst genommen.

Alle historischen Vergleiche hinken ein wenig. Es ist aber wichtig, dass grundsätzliche Gegnerinnen und Gegner der EU aus der Geschichte ein wenig Selbstvertrauen schöpfen. Selbst die größten Riesen können stolpern, auf die Nase fallen und zu Staub verwandelt werden.

